AMTSBLATT 


DES KREISES SANDOMIERZ. 


— 
Abonnementspreis vierteljährig 3 Kronen. Nr. i4. Sandomierz, den 15. August 1916. 
INHALT: 
1. „Todestallanzeigen.— 2. _ Beschädigung von Bahnobjekten.— 3. Staatsangehörigkeit im Königreich 
Polen.— 4. Verscharrungsplätze.— 5. Beschlagnahme von Rohhäuten.— 6. Glyzerinbeschlagnahme.— 


7. Verkauf und Ankauf von Saatgut — 8. Kundmachung. Regelung des Verkehres ınit Getreide und 


Mahlprodukten. 
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1. 
Todesfallanzeigen. 


Auf Grund des Art. 210 des geltenden Gebühren- 
gesetzes werden die Gemeindeämter beauftragt dic 
zum Ď. Jedes Quartales das Rreiskommando (Finanz- 
abteilung) über alle Sterbefälle, die im abgelaufenen 
Quartale stattgefunden haben, mittelst Todesrallan- 


zeige in Kenntnis zu setzen. 


Die betreffenden Drucksorten sind beim Kreis- 


kommando erhältlich. 


Alle Unternehmungen und Institutionen sowie 
Privatpersonen, welche den Nachlaß des Verstorbenen 
oder einen Teil desselben m Aufbewahrung haben, 
werden aufgefordert hievon, unter Angabe ailer zweck- 
dienlichen Auskünfte über den Verstorbenen und 
seine Erben- ausgenommen jene Fälle, in welchen das 
Nachlaliverfahren bereits abgeschlossen wurde - das 
Kreiskommando (Finanzabteilung) in Kenntnis zu 


setzen. 


2, 


Beschädigung von Bahnobjekten. 


Das Betreten des Bahnkörpers und aller zur 


Bahn gehörigen Objekte, soweit sie nicht eigens für 
das Publikum bestimmt sind, ist allen Unberufenen 
strengstens untersagt. Ebenso ist es strengstens ver- 
boteu, auf dem Balnkörper oder in unmittelbarer 
Nahe von Bahnobjekten, deren Betreten nicht gestat- 
tet ist, Gegenstände was immer für einer Art nieder- 


zulegen. 


2 
Zuwiderhandelnde werden empfindlichst bestraft 
werden und setzen sich überdies einer persönlichen 
Gefahr aus, da das Bahnsicherungspersonal unter 
Umständen von der Walfe Gebrauch zu machen be- 
rechtigt und verpflichtet ist. Zur Nachtzeit haben 
unberutene Personen die Nähe von Bahnanlagen 


unbedingt zu meiden. 


Die Gemeinden sind für die Sicherheit der in- 
verhalb ihres Gebietes befindiichen Bahnanlagen mit- 
verantwortlich. Die Gemeinde- und Ortsvorsteher haben 
daher in Ihrem Wirkungskreise alles zu tun, um 
(sefährdungen der Bahnen hintanzuhalten. Zu diesem 
Zwecke haben sie die Bevölkeruug entsprechend zu 
belehren und darüber zu wachen, dass dıe bestehenden 


Verbote nicht überschritten werden. 


Unverlässliche Elemente, namentlich Ortsfremde 


sind im Auge zu behalten. 


Jedermann ist verptlichter, Gefährdusgen von 
Bahnanlagen nach Möglichkeit zu verhindern und 
wahrgenommene Übersretungen der bestehenden Vor- 
schriften, wie überhaupt alle Wahrnehmungen, die für 
die Sicherheit der Bahnen von irgendeiner Bedentung 
sein können, unverzüglich dem nächsten Bahnsiche-- 
rungsorgan zur Kenntnis zu bringen. Vernachlüssi- 


gungen dieser Plicht werden geahndet werden. 


Für Bahnfrevel, die bei der nötigen Aufinerk 
samkeit der Gemeineorgane und der Bevölkerung 
hätten verhindert werden können, werden nebst den 
eigentlichen Sehuldhragenden auch die einer Piticht- 
versaumnis schuldigen Gemeindeorgane und ebeusv 
Privatpersonen, die die "Tat hätten verhindern können 
und dies nicht getan, beziehungsweise die Anzeige 
unterlassen haben, zur strengsten Verantwortung ge- 


zogen werden. 


In Fällen, in welchen angenommen werden 
kann, dass weitere Kreise der Bevölkerung von einer 
Straftat oder von Vorbereitungen zu derselben wuss- 
ten, werden auch gauze (Gemeinden als witschuldig 


betrachtet und bestraft werden. 


3. 
Staatsangehörigkeit im Königreich Polen. 


Das Armeeuberkommando hat mit Erlass M. V, 
Nr. 38293 vom 4 VII. 1916 festgesteilt, dass die von 
den k. u. k 


nements bei Ausstellung von 


Kommanden des Militärgeneralgouver- 
Aasweisdokumenten 
(Identitätskarten, Reisepässen) sowie bei sonstigen 
Anlässen für die Staatsbürgerschaft von Angehörigen 
des polnischen Okkupationsgebietes gebrauchte Be- 
zeichnung „ 


Grund der Haager Landkriegsordnung von der okku- 


russische Staatsbürgerschalt“ nach den auf 


pierenden Macht auzuwendenden Gesetzen des okku- 
piertey Landes unrichtig ist, da in der Terminologie 
der in Polen gelweuden Gesetze auch unter der rus- 
sischen Herrschaft der Begriff des polnischen, wenn 


auch Russland wunterwortenen Staates, somit auch 


einer Staatsangehörigkeit im Königreiehe Polen auf-, 


recht erhalten wurde. 


Die Kreiskommandos wurden somit angewiesen, 
u Hinkuuft die Staatsbürgerschaft aller jener Perso- 


nen, die ınuerhalb des durch die Wiener Kongress- 
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akte vom Jahre 1515 festgelegten Gebietes von 
Kongresspolen das Heimatsrecht besitzen, als „Staats- 


angehörigkeit im Königreiche Polen“ zu bezeichnen. 


4. 
Verscharrungsplätze. 


Miltär-General-Aon- 
vernements vom 18 Juli 1916 H. Nr. 18782. 


Verordnung des k. u. k. 


Aut Grund des & + der Verordnung des A. O. 
Kommandanten vom 29. November 1915, Nr. 46 V. 


Bl. wird verordnet, wie folgt: 
Sal: 


-Kadaver  gefallener Tiere sind ohne Verzug 
durch hinreichend tiefe Verscharrung auf hiezu be- 


stimmten Plätzen unschädlich zu beseitigen. 


In jeder Ortschaft sind  Verscharrungsplätze 
anzulegen, welche sich in einer Entfernung von we- 
menschlichen 


nigstens 30 Meter von Wohnungen, 


Gehöften, Stallungen, öffentlichen Wegen, Wasser- 
entnahmestellen, Gewässern, Weideplätzen eto. befin- 


den sollen. 


§2 i 


Die Aasgruben müssen mindestens zwei Meter 


tief und frei vom Grundwasser sein. 


$3. 

Bei der Wahl der Verscharrungspläize ist sau- 
diger oder kiesiger Boden vorzuziehen; quellenreiches 
Gelände und feuchter Tonboden sind tunlichst zu 


vermeiden. 


şt. 

Die Verseharrungsplätze sind mit einem {1 
Meter biefen und 1 Meter breiten, ringsherumlauten- 
den Graben, oder mit einer festen 9 Meter hoher 
Einfriedung mit einem Tor zu versehen, um auf diese 


Weise das Eindringen von Tieren zu verhindern. 
Beim Verseharruugsplatze ist eine Aufschrifts- 
tafel „Verscharrungsplatz“ anzubringen. Der Platz 


muss leicht zugänglich sein. 
$ 5. 
Das Tor der Verscharrungsplätze hat stets ge- 
i 
sehlossen zu sem; der Torschlüssel iso vom Ortsvor- 


steher oder Viebeschauer aufzubewahren. 
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Sb. + 
Die Kadaver smd auf zu diesem Zweck beson- 
ders bestimmten Wägen, Schlisven u. dgl. auf den 
Verscharrungsplatz zu überführen, wobei zu vermei- 
den ist, dass Teile derselben auf den Erdboden her- 


abhängen. 


Alle während des Trausporwes von den Rada- 
verm etwa abgefallenen Teile sind mit der obersten 
Schichte des verunreinigten Brdbsdens abzuheben und 
in die Aasgrube zu bringen. 

Zum Fortschaflen der Aeser sind nach Möglich- 
ket nur Pierde oder andere Zugtiere aus dem ver- 
seuchten Hofe zu verwenden. 

Bei Seuchenverdacht ist der Kadaver nach 
Übertuhrung auf den Aasplatz sorglältig mib Stroh 


zu bedecken, der Vorfall ungesäumt— falls dies noch 


nicht geschehen sein sollie—der Behörde anzuzeigen 


uud die kommmissionelle Untersuchung abzuwarten. 


Die Kadaver seucheuverdachtiger Tiere siud 
ohne Absonderung irgend wines Bestandtenles und mit 
durch mehrfache INreuzschnmitte unbrauchbar gemach- 
ter Haut in die Aasgruben zu schalten uud wibieiner 
Schichte ungelöschten Kalkes zu bedecken oder ım 
dessen Ermangelung mut Asche zu bestreuen oder 


wit Teer oder Jauche zu begiessen. 


Die zum Verscharten der Kadaver (IXadaverbeile) 
bestimmten Gruben suud reihen weise uud so uef anzu- 
legen, dass uber dem Kadaver \Iadaverteile ebo.) nueh 
eme gwer Meter hohe Eruschichte zu hegen kommt. 

Ss. 
Die Beweidung von Verscharrungsplätzen und 
l 
die Verwendung des auf deuselben wachsenden Vieh- 
futters, sowie die Aufbewahrung vun Viehfutter auf 
Verscharrungsplätzen ist 


verboten.  Ebeusowenig 


dürfen aus Aasgruben Knochen ausgegraben werden. 


SH 
Übersresungen dieser Verordnuug werden, wenn 
die Tab nicht unter eime strengere Strafbestimmung 
ällt, aul (srund. des § © der Vdg. des A, Os Kom- 
46 V. Bi. 


vom Kreiskommando mit (Geldstrafen bis zu 26G0U 


mandanten vom 29. November 1915 Nr. 


Kronen oder mit Arrest bis zu 6 Munaten bestraft. 


Ho Diegtwird ım Nachhauge zur hierämtlichen Ver- 


ordnung, welehe im Amtsblatte Nr. 8 vom 1. Dezem- 
ber 1915, Absehnitt aT, Punkt 5, .verlautbart wurde, 
zur allgemeinen Keuntnis gebracht. 

Die Aulegung der Verscharrungspläize haben 
die Gemeindevorsteher (Bürgermeister) dem k. n k. 


Kreiskommando bis BL. August 1916 zu melden 


5 
Beschlagnahme von Rohhäuten. 


Im Nachhang zu der im Amtsblatt vom ID. 
Jäuner 1916 veröffentlichten Rohliäubebeschlagnahme 


wird verlautbart: 


Zum Ankauf der der Beschlagnahme unterhegen- 
den Rinds- und Rosshäute, Kalb- und Schalfelle ein- 
schliesslich Schafblössen sind nur die Händler Dichter 
und Blumenthal in Lublin beziehungsweise” deren 
Kinkaufsagenten auf Grund der vom Kreiskommancdo 
vidierten Legitimationen berechtigt. Alle sonstigen 


Legiumarionen sind ungiltig. 


Jeder anderweitige Verkauf beziehungweise Au- 
kauf, daher auch durch Gerber, ist verboten 


Die Händler, Fleischhauer und Verwahrer wer- 


den neuerlich "angewiesen den 


Vorrat an solehen 
Häuten am 1. und 1». jeden Monates beim zustindı- 
gen Gendarmerieposbten nach Art, Angah. und Lager- 
ort anzuzeigen, widngenfalls sie vom k. w k. Kreis- 
kommando mit einer un bis zu 2000 Krouen 


oder Arrest bis zu 6 Monaten bestraft werden. 


6. 
Glyzerinheschlagnahme. 


Das k. u. k. Militärgeneralgouvernement hat 
mit Erlass i. Nr. 32348|16 die Beschlagnahme aller 
Arten von Glyzerm, Glyzerwmwässer und Seifeusiede- 


reiunterlaugen verfügt 


‚Alle Besitzer haben diese. Waren spätestens 8 
Tage nach Erscheinen dieses Anstsblattes dem Kreis- 
kommando zu melden, widrıgenfalls aufgelundene 
Vorräte au diesen Waren konfisziert er der Besit- 
zer wegen Verheimlichung mib Geldstrafe bis zu 
2000 K. oder 6 Monaten Arrest bestratt wird. 


7. 
Verkauf und Ankauf von Saatgut. 


Verordnung des k. u. k. Mil. Gen. Gouver. für 
das österr -ung. Okkupationsgebiet in Polen Nr. 48535 
vom 22. Juli i1916. 


Mit Bezug auf die §§ 4 u. 6 der Vdg. des A. O. 
Kommandanten vom Il, Juli 1916 Nr. 61, betreffend 
die Verwertung der Ernte, wird zwecks Sicherung 
der Verwendung besonders leistungsfähigen Saatgubes 
von Weizen, Roggen, Gerste und Hafer zum Anbau, 
Folgendes angeordnet: 


Sl. 

Innerhalb der Kreise kann jeder Landwirt Ge- 
treide seiner Ernte als Saatgut gegen Eiuvausch der 
gleichgrolien Menge Kousumgetreides derselben -oder 
auderer Art abgeben, jedoch darf dieser Tausch bei 
Wintergetreide nur bis 15. September 1916 und ber 
Sommergetreide, bis 1lö. März 1917 erfolgen, Die 
den einzelnen Landwirten zur Ablieferuug vorge- 
bleiben 
dadurch unverändert, wofür der Saatgutabgeber und 


der Saatgutemptänger solidarisch hatten. 


schriebenen Getreidemengen (Kuntingente) 


sa 

Zur Durchtührung des Verkehres mıt Getreide- 
saatgut zwischen den Kreisen und zur Verwertung der 
gesamten oder eines Teiles der Ernte von Saatzucht- 
u. Saatbauwirtschaften werden die Laundwirtschatts- 
gesellschaften in Lublin, Kielce, Kadom und Petrikau 
ermächtigt, Originalzuchtyetreide, Nachbau von solchem 
und andere bewährte Getreidesorten direkt, ohne Z% i- 
schenhändler, vom Produzenten anzukaufen und an 
Landwirte zur Benützung als Saatgut ın deren eigenen 
Wirtschaften abzugeben 

S 8. 

Yu diesem Zwecke haben die genannten Land- 
wirtschafusgesellschaften dem M. G. Q. ein Verzeichnis 
der beabsichtigten Saargutankäufer vorzulegen, wel- 
ches zu enthalten hat: Name des Produzenten, Menge, 
Art, Sorte (ob Originalzüchtung, Nachbau oder anderes 
Getreide) und dea Produktionsort des geernteten Daat- 
gutes, Einiagerungsort und die auzukaufende Menge. 

Ss £. 

Die- Landwirtschaftsgesellschaften erhalten als 

Bewilligung der Saatguteinkäufe tür Jeden derselben 


vom M. G. G. eine Einkaufsberechtigung, die vom 
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Kommando jenes Kreises, ın dem der Ankauf erfolgen 
soll, zu vidieren ist. Diese Kinkaufsberechtigung dient 
gleichzeitig auch als Ausfuhrbewilligung aus dem be- 


treffenden Kreise und als Transportbescheinigung. 


Die Landwirtschaftsgesellschaften sind berech- 
tigt, hiebei bis K. 6- per 100 kg. über deu jeweils 
gelbende.. Übernahmspreis, einschliesslich event. fest- 
gesetzter Zu- und Abschläge den Saatgubproduzenben 
zu bezahlen. Hiebei muss Jedoch der höhere Anbauwert 
dieser Sorten, sorgfältigere Behandlung am Felde, bei 
der Ernte und bei der Reinigung nach dem Drusche, 


diesen Zuschlag gerechtfertigt erscheinen lassen. 


Jeder Saatgutaukauf ist bei Durchführung des 
Abtransportes dem Kommando jenes Kreises, in dem 
das Saatgut produziert wurde, und dem M. Q. G. 
anzuzeigen. 

§ 5. 

Durch diese Saatgutankäufer der Landwirtschafts- 
gesellschatten wird die dem Verkäuter zur Ablefe- 
rung vorgeschriebene Getreidemenge (Kontingent) 
um jenes Quantum, das er als Saatgut an die Land- 
wirtschaftsgesellsohaft verkauft hat, verringert. 

Ss 6. 

Die Laudwirtschaftsgesellschaften sind verpflich- 
tet, dem M. G. G. bel Wintergetreide bis zum 15. Okto- 
ber, bei Sommergetreide bis zum 1. April anzuzeigen, 
an wen sie 
haben. 


dieses angekaufte Saatgut abgegeben 


Diese Auzeige hat genau zu enthalten: Name 
des Saatgutempfängers, Kreis, Gemeinde und Ort- 
schatt, in welcher der Wırtschaftsbetrieb, der dieses 
Saatgut verbraucht hat, gelegen ist, dessen (rröße, 
ferner die Art und Menge des Saabgutes, welches der 
Emptänger erhalten hat und aus welchem bewilligten 


Ankauf dieses herstammt. 


Die Landwirtschaftsgesellschaften sind berechtigt 
zur Deckung ihrer Itegien einen Zuschlag bis 2 K pro 
100 kg. über den von ihnen bezahlten Ankaufspreis 
von den Saabgutemptängern einzuheben, übernehmen 
aber die Gewähr, dass dieses Getreide ausschliesslich 
tür Saaızwecke verwendet wird und bezüglich Her- 
kuuft und Qualität der an Saatgut zu stellenden An- 
forderungen voll entspricht. 

AE 

Die Empfänger von Saatgut durch die Landwirt- 

schaftsgesellschatten haben, außerhalb der ihnen zur 
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Ablieferung vorgeschriebenen Getreidemengen (Kontin- 
gente) so viel vollwertiges Konsumgetreide wie sie an 
Saatgut erhalten hahen, als „Saatyut-Äquivalent”, der 


ihnen vorgeschriebenen Ablieferungsstelle abzugeben 


Dies hat mib der nächsten auf. den Tag des 
Saatgutbezuges folgenden Binlieterungsrate zu erfol- 
gen. Diese Saatgut - Ayutvalente können 3 in einer 
beliebigen Gebreideart geleistet werden. Für die Br 
tüllnng dieser Verpflichtung hattet mit dem Saatgut- 
emplunger auch die Landwirtschaftsgesellschaft, die 
das Saatgut geliefert hat. 

SS 

Es kann einer Landwirtschaftswesellschaft be- 
willigt werden, das von ihr angekaulte Saatgut oder 
die Binkauisberechtigung huetûr einer anderen der 
genannten Landwirtschaftsgesellschaften abzutreten. 
Damit gehen an die übernehmende Gesellschaft auch 
alle Verpflichtaängen über. 

Die Nichteinhaltung dieser Bestimmungen hat 
unbeschadet der eventuellen Bestrafung den Eutzug 
der Eiukaufsberechtigung zur Folge. 

s 10. 

Die nach den $$ 8, 4 und 6 erforderlichen Ein- 

gaben bezw. Anzeigen nach vorgeschriebenem Formu- 


lare mussen genau eingehalten werden. 


8. 


Kundmachung. 
Regelung des Verkehres mit Getreide und 
Mählprodukten. 


Gemäss Vdg. des Arıneeoberkommandanten vom 
IT. Juni 1910 (Vag. Bl. der k. u. k. Mi V. in Polen 
Nr. 61) wurde angeordnet: 

$ 1. Beschlagnahme. 

Getreide und Müllereiprodukte aller Art der 
Ernte des Jahres 1916, sowie etwa vom Vorjahre noch 
verbliebene Restbestände sulcher Produkte, sind zu 
Gunsten der Mil. Verwaltung beschlagnahmt. 

Als Getreide im Sinne dieser Vdg. gelten: 
Weizen. Roggen, Gerste. Hafer, Mengfrucht, Buchweizen, 
und Hirse. 


§ 2. Wirkung der Beschlagnahme. 


Die Beschlagnahme hat die Wirkung, dass die 


beschlagnahmten Gegenstände ohne Bewilligung des, 
Kreiskommandos weder verarbeitet, verbraucht, ver- 
futtert noch veräussert werden dürfen. Rechtsgeschät- 
te, die gegen dieses Verbot verstossen, sind ungiltig, 
dsgl. auch alle vor Beginn der Wirksamkeit dieser 
Vdg. abgeschlossenen (zeschäfte (§ 11 und 12 der 
obzivierten Vdg.) 


§ 3. Von der Beschlagnahme sind ausgenommen. 


Für Produzenten: 

a) das für den Herbst- und Früljahrsanbau 
erforderliche Saatgut. 

b) die zur Ernährung der im gemeinsamen 
Haushalte des Produzenten lebenden Angehörigen, der 


Augesbellten und des Gesindes notwendigen Mengen. 


c) die zur Erhaltung des eigenen, sowie des 
Viehstandes der Augestellten und des Gesindes not- 
wendigen Mengen, 


b) und ec) unter Einhaltung des durch eine ab- 


gesondert herablangende Vdg. normierten Höchtsaus- 
masses. 


$ 4. Aufnewahrung. 


Die Produzenten sind zur sachgemässen Aufbe- 
wahrung ıhrer Produkte verpflichtet. Falls dies der 
Produzent nicht selbst zu bewerkstelligen in der 
Lage ıst, hat das Kreiskommando die Einlagerung auf 


Kosten und Gefahr des Produzenten zu besorgen. 


Getreide etz. welches mit der Absicht es zu ver- 
bergen oder ollenkundig unsachgemäss eingelagert 


wurde, verfällt der Koutiskation ohne Entschädigung. 
$ 5. Druschzwang. 


Der Besitzer von Getreide ist verpflichtet, den 
Drusch mit wmöglichster Beschleunigung vorzuneh- 
men. Das Kreiskommando kann hiefür eine Frist be- 
stimmen und nach fruchtlosem Ablaufe dieser Frist 
auf Kosten und Gefahr des Besitzers das Getreide 
ausdreschen lassen und zu diesem Zwecke seine Wirt- 
sshaftsräume und die Mittel semes Betriebes in An- 


spruch nehmen. 


$ 6. Abiieferungspflicht. 


Den Produzenten werden festbestimmte Mindest- 
mengen (INonbingente) zur Ablieferung an die Militär- 
Verwaltung innerhalb festgesetzter Termine vorge- 


schrieben. Aus diesem Kontingent werden In erster 


Linie die Städte Dąbrowa, Piotrków, Kielce, Radom 
und Dublin und die Industriezentern in den Kreisen 


Dybrowa, Olkusz, Konsk und Opatów versorgt werden 


"Die nieht oder nicht rechtzeitig erfolgte Ablie- 
ferung wird mit einer Geldstrafe von K 80- per 100 
kg. rüuckständigen Koutingentes in barem oder im 
Falle der Zahlungsunfähigkeit, in Naturalien belegt. 
Die Bezahlung der Geldstrafe enthebt nicht von der 


Lielerungsptlicht. 


Die Gemeinde und Ortsvorsteher haben die rest 
lose uud zeitgemässe Ablieferung der Kontingente zu 
überwachen. Vernachlässigungen dieser PHiëht werden 
aut Grund des 5 12 dieser Vdg. gealindet. 


Die Höhe der Koutingente wird in einen spä- 
tern Zeitpunkte bekanutgegeben werden. Kunlieleruu- 
gen vor deiinitiver Zuweisung der Kontingente wer- 
den von den Magazıuen schriftlich bestätigt und 


zählen auf das Kontingent. 


Zwergwirtschalten unter 4 Morgen siud von 


der Lieferungspllicht befreit. 
§ 7. Verwertung des Exkontinysutes. 
Die nach Deckung des eigenen Bedartes ad § 3 
und des Kuntiugentes ad $ 6 bei deu Produzenten 
verbleibenden UÜberschusse (Eixkontingeni) werden zur 


Ernahruug der ım Kreise belindlicheu Niechuprodu- 


senten, wit Ausnahme der im $ 6 angeluhrben Dyüdte, 


und Industriezeuteru belassen. 
Die Versorgung, derselben wird durch eine be- 
sondere Vdg. geregelt. 
$ 8. Übernahmspreise. 
Die Übernahmspreise werdeu wie folgt tür 10U 


kg festgesetzt: 


Br Was ce ee 
Or Las dh En. 
En Braupeistu . arias un, Sa: 
n„ Fübtergersie . . . e p Si 

Pt VO 610) 
nn Mengfrachte e py a a 
Buchen a ua a u s86 

Hia Prodobtoanci uas -prnah 


Ber K. 
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Die von der Mil.-Verwaltung übernommenen 


Mengen werden bar bezahlt. 

ş 9. Prämien für Ablieferuug bis 15. November 1916. 
Für das bis 15. November 1916 abgelieferbe 

Getreide (mit Ausschluss von Buchweizen und Hirse) 


erhöhen sich die obigen Preise um K 2. per 100 kg. 
$ 10. Abzüge für mindere Qualität. 


Die Preise beziehen sich auf gute, trockene 
Ware, in der im Gen. Gouv. üblichen Durchschn itts- 
qualität. Bei geringerer Qualität tritt eine entspre- 
chende Preisminderung eim 

Die Qualität stellt das Übernahmsorgan fest. In 
Streitfällen entscheidet die Landw. Abteilung des 


betreffenden "Kreiskummandos. 


$ 11. Ubernanmsstelie, Abzuge für Verladunyg und 
Transport. 


Die Preise verstehen sioh ab der vom Kreb- 


kommanuu Lostimmten Übernahmsstelle. 


Wırd das Getreide am Gewinnorte übernommen, 
weil der Besitzer nachweisbar ausserstande- ist, den 
Trausport zur Übernahmsstelle durehzufuhren, so tritt 
ein Preisabschlag ein, der für je 100 kg. je, nach 
der , Eutteruung, des (ewinuortes vun der Über- 
nahmsstelie, folgeud bemessen wird: 
bei Entternungen bis emschliesslieh 10 km. . K 1l 


bei Kintfernungen von mehr als 10 km. . IS 32. 
s 12. Strafbestimmungen. 


Übertretungen dieser Vdg. oder einer auf Grund 
derselben erlassenen -Vorsehritb Werden vom Kreis- 
kommando, soferne die Handluug nicht unter eine 
strengere Strafbesummung Fällt, mit Geldstraten bis zu 


K 500D- oder mit Arrest bis zu 6 Monaten besbrait, 


Neben der Freiheitsstrafe kann, eine Geldstrafe 
bis zu K 3000. verhänyt werden. 


$ 13. Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung britt mit L August in Kraft. 


u. k. Kreiskommandant: 


ADOLF SCHALLER"? 


Oberst. 


